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Gemeinde Ranggen Ranggen, am 15.12. 2025 
 

 

N i e d e r s c h r i f t 
 
 

über die 25. Sitzung des Gemeinderates am 15. Dezember 2025 
im Sitzungszimmer des Gemeindeamtes 

 

Beginn: 19.00 Uhr 
Ende: 22:00 Uhr 

 
Anwesend:  
Bgm. Markus Baumann als Vorsitzender 

 Bgm. Stv. Stefan Kuprian GR Florian Triendl 

 GV DI (FH) Josef Kirchmair GR Meinrad Abfalterer 
 GV Mag. Stefan Heiß GR Thomas Mair 

 GR Markus Scheiring GRin Patrizia Schweiger 
 GR Martha Jordan (Ersatz) GR Mag. Stefan Blaas (Ersatz) 
  

Schriftführer: Martin Falkner 
 

Entschuldigt:       GRin MSc Simone Falkner, BA GRin Melanie Gratl 
 
 

T A G E S O R D N U N G 
 

 

1. Genehmigung der Niederschrift vom 24.11.2025 

2. Beschluss Reduzierung Vorhaben OpenNet 2.0 

3. Voranschlag 2026 

4. Mittelfristiger Finanzplan 2026 -2030 

5. Vergabe Eigenjagd Ranggen 

6. Ansuchen TIWAG Dienstbarkeitszusicherungsvertrag (Hauptstraße) 

7. Änderung Fischereipacht 

8. Abfallgebührenverordnung 2026 

9. Wasserbenützungsgebührenverordnung 2026 

10. Kanalbenützungsgebührenverordnung 2026 

11. Gebührenfestsetzung 2026 

12. Bericht des Bürgermeisters 

13. Anfragen, Anträge und Allfälliges 
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B E S C H L Ü S S E 
 

Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit fest 
und eröffnet die Sitzung. 
 

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat einstimmig 
folgende Tagesordnungspunkt aufzunehmen: 
 

• TGO-Pkt. 14 Tarifordnung Feuerwehr 

• TGO-Pkt. 15 Freizeitwohnsitzverordnung 
 

TGO-Pkt. 1: Genehmigung der Niederschrift vom 24.11.2025 
Die Niederschrift der 24. Sitzung des Gemeinderates vom 24.11.2025 wird 
einstimmig genehmigt und unterfertigt. 

TGO-Pkt. 2:  Beschluss Reduzierung Vorhaben OpenNet 2.0 

Da der Ortsteil Blachfeld im Hinblick auf Förderungen bereits abgerechnet ist, 
fällt dieser Anteil nicht mehr in diesen Fördercall. Somit stellt sich die 
aktualisierte Förderung wie folgt dar: 

Open Net 2.0 ALT NEU 
Förderung Bund 847.200,00 847.200,00 
- Reduzierung lt. Siegele wegen Blachfeld   -147.200,00 
Kosten gesamt 847.200,00 700.000,00 
      
Förderung Bund 65% 550.680,00 455.000,00 
Anschlussförderung Land 15% 127.080,00 105.000,00 
BDZW 10% 84.720,00 70.000,00 
Eigenanteil 84.720,00 70.000,00 
  0,00 0,00 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ranggen beschließt einstimmig die 
Reduzierung des Vorhabens OpenNet 2.0 wie o.a. 

 
TGO-Pkt. 3  Voranschlag 2026 

Bgm. Markus Baumann und Finanzverwalterin Barbara Meraner informieren 
den Gemeinderat über die wesentlichen Zahlen zum Voranschlag 2026. 

Der Voranschlagsentwurf 2026 wurde ordnungsgemäß durch zwei Wochen 

aufgelegt. Während der Auflagefrist wurden keine schriftlichen Einwendungen 
zum Budgetentwurf eingebracht. 

Der vorliegende Haushaltsvoranschlag wird vom Gemeinderat einstimmig 
beschlossen. 

VORANSCHLAG 2026  

FINANZIERUNGSRECHNUNG 2026 

  Einzahlungen aus der operativen Gebarung 2.841.900  

  Auszahlungen operativen Gebarung 2.683.900  

Geldfluss aus der operativen Gebarung 158.000  

  Einzahlungen investive Gebarung 248.200  

  Auszahlungen investive Gebarung 632.900  

Geldfluss aus der investiven Gebarung -384.700  

Nettofinanzierungssaldo -226.700  
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  Aufnahme Darlehen 220.000  

  Rückzahlung Darlehen 62.700  

Geldfluss aus der Finanzierungstätigkeit 157.300  

Geldfluss aus der voranschlagswirksamen Gebarung -69.400  

ERGEBNISRECHNUNG 2026 

  Erträge aus operativer Tätigkeit 1.997.300  

  Erträge aus Transfers 993.100  

  Finanzerträge 400  

Summe Erträge 2.990.800  

  Personalaufwand 944.100  

  Sachaufwand 1.050.700  

  Transferaufwand 1.229.400  

  Finanzaufwand 32.200  

Summe Aufwendungen 3.256.400  

Nettoergebnis -265.600  

  Entnahme Rücklage 56.000  

  Zuweiungen an Rücklage 56.000  

Nettoergebnis nach Zuweisung Rücklage -265.600  

 
Bgm. Markus Baumann bedankt sich für den Beschluss des Voranschlages 
2026. Weiters bedankt er sich bei Finanzverwalterin Barbara Meraner für die 

ausgezeichnete Arbeit bei Erstellung des Voranschlages. 
 

TGO-Pkt. 4  Mittelfristiger Finanzplan 2026 - 2030 
Der mittelfristige Finanzplan 2026 – 2030 wurde ordnungsgemäß durch zwei 
Wochen aufgelegt. Während der Auflagefrist wurden keine schriftlichen 

Einwendungen zum Entwurf des mittelfristigen Finanzplanes eingebracht. 
Der vorliegende mittelfristige Finanzplan wird vom Gemeinderat einstimmig 
beschlossen. 

 

MFP 2027-2030 

FINANZIERUNGSRECHNUNG 2027 2028 2029 2030 

  Einzahlungen aus der operativen Gebarung 2.861.000  2.688.000  2.729.000  2.775.600  

  Auszahlungen operativen Gebarung 2.609.400  2.632.300  2.695.700  2.754.000  

Geldfluss aus der operativen Gebarung 251.600  55.700  33.300  21.600  

  Einzahlungen investive Gebarung 495.300  11.300  0  0  

  Auszahlungen investive Gebarung 469.200  51.900  42.900  32.900  

Geldfluss aus der investiven Gebarung 26.100  -40.600  -42.900  -32.900  

Nettofinanzierungssaldo 277.700  15.100  -9.600  -11.300  

  Aufnahme Darlehen         

  Rückzahlung Darlehen 277.700  54.800  56.300  58.000  

Geldfluss aus der Finanzierungstätigkeit -277.700  -54.800  -56.300  -58.000  

Geldfluss aus der voranschlagswirksamen Gebarung 0  -39.700  -65.900  -69.300  

ERGEBNISRECHNUNG 2027 2028 2029 2030 

  Erträge aus operativer Tätigkeit 2.001.400  2.012.500  2.061.000  2.114.800  

  Erträge aus Transfers 979.400  754.100  746.400  739.000  

  Finanzerträge 400  400  400  400  

Summe Erträge 2.981.200  2.767.000  2.807.800  2.854.200  

  Personalaufwand 923.500  951.600  980.200  1.009.900  

  Sachaufwand 962.700  920.000  908.200  909.000  
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  Transferaufwand 1.194.600  1.189.800  1.219.400  1.245.900  

  Finanzaufwand 30.200  17.600  15.900  14.400  

Summe Aufwendungen 3.111.000  3.079.000  3.123.700  3.179.200  

Nettoergebnis -129.800  -312.000  -315.900  -325.000  

  Entnahme Rücklage         

  Zuweiungen an Rücklage         

Nettoergebnis nach Zuweisung Rücklage -129.800  -312.000  -315.900  -325.000  

 
TGO-Pkt. 5 Vergabe Eigenjagd Ranggen 

Bei der Gemeinderatssitzung am 24.11.2025 hat sich der Gemeinderat dafür 
ausgesprochen die Eigenjagd Ranggen nicht öffentlich auszuschreiben, da 
man mit den derzeitigen Pächtern sehr zufrieden ist. Diese Vorgangsweise 

wurde auch mit Bezirkshauptmannschaft Innsbruck, Abt. Umwelt, Jagd und 
Fischerei rechtlich abgeklärt. Dazu soll ein Entwurf des Pachtvertrages 

ausgearbeitet und geprüft werden. 
Vzbgm. Stefan Kuprian berichtet, dass er den Pachtvertragsentwurf von der 
Landeslandwirtschaftskammer und der Bezirksforstinspektion prüfen hat 

lassen. Beide Stellen haben den Vertragsentwurf positiv beurteilt. 
Nach kurzer Beratung wurde der vorliegende Vertrag zur Verpachtung der 
Eigenjagd Ranggen an Bernhard Falkner und Tobias Moretti einstimmig 

beschlossen. 
 

TGO-Pkt. 6 Ansuchen TIWAG Dienstbarkeitszusicherungsvertrag 
(Hauptstraße) 

Bgm. Baumann berichtet, dass das bestehende 10 kV Kabel im Bereich 

Hauptstraße Oberanger Lehne durch ein 30 kV-Kabel ersetzt wird. Dazu 
wurde uns von der TINETZ der Dienstbarkeitszusicherungsvertrag Nr. 
NM00598351 zur Unterzeichnung übermittelt. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig den vorliegenden Vertrag zu 
unterzeichnen. 

 
TGO-Pkt. 7    Änderung Fischereipacht 
Bgm. Baumann berichtet, dass bereits bei der letzten Gemeinderatssitzung 

darüber berichtet wurde. Der Gemeinderat beschließt einstimmig den 
Fischereipachtvertrag unter Punkt 4.1 dahingehend rückwirkend zu ändern, 

dass der Pachtzins von € 290,- auf € 30,- reduziert wird. 
 
TGO-Pkt. 8  Abfallgebührenverordnung 2026 

Bgm. Baumann informiert, dass die Novellierung des § 60 der Tiroler 
Gemeindeordnung durch das Tiroler Digitalisierungsgesetz 2023 die 
Kundmachung von Gemeinde-Verordnungen fundamental geändert hat.  

Seit 1. Juli 2025 sind diese grundsätzlich nur mehr elektronisch im RIS 
(Rechtsinformationssystem des Bundes https://www.ris.bka.gv.at) zu 

veröffentlichen, anstatt traditionell an der Amtstafel auszuhängen, was die 
Digitalisierung der Gemeindekommunikation stärkt. 
 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig folgende Verordnung über die 
Erhebung von Abfallgebührenverordnung 2026: 

 
14. Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ranggen vom 15.12.2025 über die Erhebung von 

Abfallgebühren 

Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt 

geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, und des § 1 des Tiroler Abfallgebührengesetzes, LGBl. Nr. 

36/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl.Nr.59/2024, wird verordnet: 

https://www.ris.bka.gv.at/
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§ 1 

Arten der Gebühren 

 

Die Gemeinde Ranggen hebt zur Deckung des Aufwandes, der ihr durch die Entsorgung von Abfällen und die 

Abfallberatung entsteht, Abfallgebühren in Form einer Grundgebühr und einer weiteren Gebühr ein. 

§ 2 

Entstehen der Gebührenpflicht 

 

Der Gebührenanspruch auf die Grundgebühr entsteht mit der Bereitstellung von Einrichtungen und Anlagen zur 

Entsorgung von Abfällen sowie der Abfallberatung. 

 

Der Gebührenanspruch auf die weitere Gebühr entsteht mit der Übergabe der Abfälle an die zu deren Abholung 

oder Sammlung bestimmten Einrichtungen bzw. Anlagen. 

§ 3 

Grundgebühr 

 

1) Die Grundgebühr für Haushalte bemisst sich nach den im Zentralen Melderegister aufgelisteten 

Bewohner einer Nutzungseinheit (Haupt- und Nebenwohnsitz) und beträgt pro Jahr: 

2) Für Restmüll 

a. für Haushalte mit einer Person EUR 57,00 

b. für Haushalte mit zwei Personen EUR 62,00 

c. für Haushalte mit drei Personen EUR 68,00 

d. für Haushalte mit vier oder mehr Personen EUR 74,00 

3) für nicht ständig bewohnte Objekte (Freizeitwohnsitze): EUR 50,00 

4) Für Gewerbebetriebe wie: Tischlerei, Transportgewerbe, Schotterwerke, Betonwerke, 

Versicherungsmakler, Handelsagenturen, Beratungsagenturen, sonstige Handwerksbetriebe, 

Lebensmittelgeschäfte, Autowerkstätten, Arztpraxen, Gastronomiebetriebe, Hofschank und dergleichen

  EUR 50,00 

Bei mehreren Gewerben einer Person oder Unternehmen ist für jedes Gewerbe eine Grundgebühr zu 

entrichten. 

5) Für Biomüll 

Die Grundgebühr für biologisch verwertbare Siedlungsabfälle beträgt  EUR 41,00  

Von der Grundgebühr für die Entsorgung von biologisch verwertbaren Siedlungsabfällen kann sich ein 

Haushalt befreien lassen, wenn der Haushaltsvorstand zeitgerecht – d.h. bis spätestens 31.12. des 

Vorjahres bzw. bei Neuanmeldung eine Erklärung abgibt, dass er eine Eigenkompostierung betreibt. 

Dazu ist ein Formular der Gemeinde zu verwenden. 

§ 4 

Weitere Gebühr für Restmüll 

 

1) Die Weitere Gebühr für Haushalte bemisst sich nach den im Zentralen Melderegister aufgelisteten 

Bewohner einer Nutzungseinheit (Haupt- und Nebenwohnsitz) und nach zugeteilten Säcken pro Jahr wie 

folgt: 

Für Restmüll 

 a. für Haushalte mit einer Person 4 Säcke 

 b. für Haushalte mit zwei Personen 6 Säcke 

 c. für Haushalte mit drei Personen 8 Säcke 

 d. für Haushalte mit vier oder mehr Personen 12 Säcke 

Die Sackgebühr für Restmüll beträgt EUR 4,50 pro Sack 

  

Für Biomüll 
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 a. für Haushalte mit einer Person 15 Säcke 

 b. für Haushalte mit zwei Personen 30 Säcke 

 c. für Haushalte mit drei Personen 40 Säcke 

 d. für Haushalte mit vier oder mehr Personen 50 Säcke 

Die Sackgebühr für Biomüll beträgt EUR 1,00 pro Sack 

Zur Entsorgung von Restmüll und Biomüll dürfen nur Säcke der Gemeinde verwendet werden. 

§ 5 

Weitere Übernahmetarife 

Für Abfälle, die am Recyclinghof Ranggen abgegeben werden und die haushaltsüblichen Mengen übersteigen, 

gelten folgende Tarife: 

Fraktion 
Haushaltsübliche Mengen  

pro Jahr sind 
Preis pro m³ 

Sperrmüll 2 m³  EURO       29,00  

Strauchschnitt 2 m³  EURO       12,00  

Altholz 1 m³  EURO       24,00  

Bauschutt 4 Kübel m. 15 Liter frei, darüber /m³  EURO       61,00  

§ 6 

Vorschreibung, Änderungsstichtag und Umsatzsteuer 

1) Die Gebührenvorschreibung für die Grundgebühr nach § 3 sowie die Mindestabnahmemenge an Restmüll 

sowie Biomüll nach Abfallgebührenverordnung § 4 erfolgt zum 30.01. 

2) Die weitere Gebühr für zusätzliche Müllsäcke ist bei deren Ausfolgung zu entrichten. 

3) Als Änderungsstichtage für die Ermittlung der Verhältnisse zur Errechnung der Grundgebühr für Haushalten 

und Gewerbebetriebe ist der 15.01. des jeweiligen Jahres heranzuziehen. 

4) Die Gebühr für Sperrmüll, Altholz, Bauschutt, Baum und Strauchschnitt, erfolgt bei Anfall. 

5) Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, alle Tatsachen, die für das Entstehen, die Änderung oder die 

Einstellung der Grundgebühr von Bedeutung sind, binnen zwei Wochen nach Eintritt der maßgeblichen 

Tatsache der Gemeinde zu melden. Änderungen in der Bemessung der Grundgebühr werden mit dem Stichtag 

wirksam. 

6) In den festgesetzten Gebühren ist die jeweils geltende Umsatzsteuer (derzeit 10 % USt.) enthalten. 

§ 7 

Gebührenschuldner, Gesetzliches Pfandrecht 

1) Schuldner der Abfallgebühren sind die Eigentümer der Grundstücke, für die Einrichtungen und Anlagen zur 

Entsorgung von Abfällen und die Abfallberatung bereitgestellt werden. 

2)  Steht ein Bauwerk auf fremdem Grund und Boden, so ist der Eigentümer des Bauwerkes, im Falle eines 

Baurechtes der Inhaber des Baurechtes, Schuldner der Abfallgebühren. 

3) Für die Abfallgebühren samt Nebengebühren haftet auf dem Grundstück (Bauwerk, Baurecht) ein gesetzliches 

Pfandrecht. 

§ 8 

Verfahrensbestimmungen 

 

Für das Verfahren gelten die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO) in Verbindung mit dem Tiroler 

Abgabengesetz (TAbgG), in der jeweils geltenden Fassung.  

§ 9 

Inkrafttreten 

 

Die Abfallgebührenverordnung der Gemeinde Ranggen tritt mit 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 

Abfallgebührenordnung der Gemeinde Ranggen, beschlossen am 01.12.1994, kundgemacht vom 05.12.1994 bis 

20.12.1994 außer Kraft. 

 

 
TGO-Pkt. 9 Wasserbenützungsgebührenverordnung 2026 
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Der Gemeinderat beschließt einstimmig folgende Verordnung über die 
Erhebung von Wasserbenützungsgebührenverordnung 2026: 
 
11. Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ranggen vom 15.12.2025 über die Erhebung 

von Wasserbenützungsgebühren 

Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

§ 1 

Wasserbenützungsgebühren 

(1) Die Gemeinde Ranggen erhebt Wasserbenützungsgebühren als Anschlussgebühr, als laufende Gebühr 
und als Zählergebühr. 

(2) Im Fall der Errichtung von Anlageteilen, die zur Verbesserung der Wasserversorgungsanlage des 
gesamten Versorgungsgebietes dienen, wie z. B. die Errichtung von Hochbehältern, neuen Quellfassungen, 
Tiefbrunnen, Pumpanlagen, neuen Wasserleitungen, einer Enthärtungsanlage und dergleichen, kann die Gemeinde 
eine Erweiterungsgebühr vorschreiben. 

§ 2 

Anschlussgebühr 

(1) Die Anschlussgebühr bemisst sich im Fall eines Neubaus nach der Baumasse der auf dem Grundstück 
stehenden Gebäude, im Fall einer Änderung eines bestehenden Gebäudes, durch die dessen Baumasse vergrößert 
wird, nach der zusätzlich geschaffenen Baumasse; die Baumasse ist jeweils nach § 2 Abs. 5 des Tiroler 
Verkehrsaufschließungs- und Ausgleichsabgabengesetzes, LGBl. Nr. 58/2011, zuletzt geändert durch das Gesetz 
LGBl. Nr. 3/2024, zu ermitteln. War die Baumasse eines abgebrochenen oder zerstörten Gebäudes bereits 
Grundlage für die Vorschreibung einer Anschlussgebühr, so ist diese in Abzug zu bringen. 

(2) Bei der Bemessung der Anschlussgebühr nicht zu berücksichtigen sind: 

a) Scheunen in Holzbauweise, Tennen in Holzbauweise, Städel in Holzbauweise, Silos und Fahrsilos, 
begehbare und nicht begehbare Folientunnels, jedoch nur sofern diese nicht mit einem 
Wasseranschluss ausgestattet werden. 

b) Bienenhäuser, Hundezwinger, Gartenhäuser, jedoch nur sofern diese nicht mit einem 
Wasseranschluss ausgestattet werden, 

c) überdachte Holzunterstände (Holzlegen) und Schuppen die zur Gänze aus Holz errichtet werden 
(kein Mauerwerk) und ausschließlich der Lagerung von Holz dienen - nicht umfasst von dieser 
Ausnahme sind jedoch Nebengebäude wie Geräteschuppen, Garagen, Carports (sofern eine 
Baumasse im Sinne des Abs. 1. gegeben ist); 

(3) Bei landwirtschaftlichen Wirtschaftsgebäuden und entsprechend genutzten Gebäudeteilen ist die 
tatsächlich vorhandene Baumasse zu halbieren und diese als Bemessungsgrundlage heranzuziehen, sofern keine 
Ausnahme im Sinne des Abs. 2 vorliegt. Im Fall von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe ist die 
tatsächliche Baumasse nur zu einem Viertel anzurechnen. 

(4) Verlieren landwirtschaftliche Wirtschaftsgebäude und entsprechend genutzte Gebäudeteile diesen 
Verwendungszweck durch bauliche Änderungen, so gilt dies als Vergrößerung der Baumasse im Ausmaß der 
Hälfte, im Fall von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe im Ausmaß von drei Vierteln der tatsächlichen 
Baumasse. Als Vergrößerung der Baumasse nach Abs. 1 gilt weiters eine Änderung des Verwendungszweckes 
von Gebäuden, für die eine Anschlussgebühr nach Abs. 2 bisher nicht entrichtet wurde. 

(5) Die Anschlussgebühr beträgt einmalig 1,76 Euro pro Kubikmeter umbautem Raum. 

(6) Der Gebührenanspruch entsteht mit dem tatsächlichen Anschluss des Grundstücks an die gemeindeeigene 
Wasserversorgungsanlage, im Fall von baulichen Erweiterungen auf einem bereits angeschlossenen Grundstück 
mit Baubeginn. Als tatsächlich angeschlossen gilt ein Grundstück ab erstmaliger Benützbarkeit der 
Wasserversorgungsanlage. 

§ 3 

Laufende Gebühr, Zählergebühr 

(1) Die laufende Gebühr1 bemisst sich nach dem mittels Wasserzähler gemessenen Wasserverbrauch und 
beträgt 1,20 Euro pro Kubikmeter. Die Zählergebühr beträgt für 1 Zoll Wasserzähler 9,90 Euro und für 2 Zoll 
Wasserzähler 26,80 Euro jeweils pro Jahr. 

(2) Der Gebührenanspruch entsteht jeweils mit der Benützung der gemeindeeigenen 
Wasserversorgungsanlage. 

(3) Die laufende Gebühr und die Zählergebühr sind jeweils zum 15.10. jedes Jahres vorzuschreiben. 
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§ 4 

Erweiterungsgebühr 

(1) Als Bemessungsgrundlage für die Erweiterungsgebühr gilt § 2 Abs. 1 und 2 sinngemäß. 

(2) Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 

§ 5 

Gebührenschuldner 

Schuldner der Wasserbenützungsgebühren ist der Eigentümer des an die gemeindeeigene 
Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Grundstücks. 

§ 6 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung 
Wasserleitungsgebührenverordnung der Gemeinde Ranggen – 2009 vom 30.03.2009, kundgemacht vom 
20.04.2009 bis 04.05.2009 außer Kraft. 

 

TGO-Pkt. 10 Kanalbenützungsgebührenverordnung 2026 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig folgende Verordnung über die 
Erhebung von Kanalbenützungsgebührenverordnung 2026: 

 
13. Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ranggen vom 15.12.2025 über die Erhebung 

von Kanalbenützungsgebühren 

Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

§ 1 

Kanalbenützungsgebühren 

(1) Die Gemeinde Ranggen erhebt Kanalbenützungsgebühren als Anschlussgebühr und als laufende Gebühr. 

(2) Im Fall der Errichtung von Anlageteilen, die zur Verbesserung der Kanalisationsanlage des gesamten 
Versorgungsgebietes dienen, wie z. B. die Errichtung von neuen Sammelkanälen oder einer 
Abwasserreinigungsanlage, auch wenn solche Anlageteile regional gebaut werden, kann die Gemeinde eine 
Erweiterungsgebühr vorschreiben. 

§ 2 

Anschlussgebühr 

(1) Die Anschlussgebühr bemisst sich im Fall eines Neubaus nach der Baumasse der auf dem Grundstück 
stehenden Gebäude, im Fall einer Änderung eines bestehenden Gebäudes, durch die dessen Baumasse vergrößert 
wird, nach der zusätzlich geschaffenen Baumasse; die Baumasse ist jeweils nach § 2 Abs. 5 des Tiroler 
Verkehrsaufschließungs- und Ausgleichsabgabengesetzes, LGBl. Nr. 58/2011, zuletzt geändert durch das Gesetz 
LGBl. Nr. 3/2024, zu ermitteln. War die Baumasse eines abgebrochenen oder zerstörten Gebäudes bereits 
Grundlage für die Vorschreibung einer Anschlussgebühr, so ist diese in Abzug zu bringen. 

(2) Nicht zu berücksichtigen sind: 

a) Scheunen in Holzbauweise, Tennen in Holzbauweise, Städel in Holzbauweise, Silos und Fahrsilos, 
begehbare und nicht begehbare Folientunnels, jedoch nur sofern diese nicht mit einem 
Wasseranschluss ausgestattet werden. 

b) Bienenhäuser, Hundezwinger, Gartenhäuser, jedoch nur sofern diese nicht mit einem 
Wasseranschluss ausgestattet werden, 

c) überdachte Holzunterstände (Holzlegen) und Schuppen die zur Gänze aus Holz errichtet werden 
(kein Mauerwerk) und ausschließlich der Lagerung von Holz dienen - nicht umfasst von dieser 
Ausnahme sind jedoch Nebengebäude wie Geräteschuppen, Garagen, Carports (sofern eine 
Baumasse im Sinne des Abs. 1. gegeben ist); 

(3) Bei landwirtschaftlichen Wirtschaftsgebäuden und entsprechend genutzten Gebäudeteilen ist die 
tatsächlich vorhandene Baumasse zu halbieren und diese als Bemessungsgrundlage heranzuziehen, sofern keine 
Ausnahme im Sinne des Abs. 2 vorliegt. Im Fall von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe ist die 
tatsächliche Baumasse nur zu einem Viertel anzurechnen. 

(4) Verlieren landwirtschaftliche Wirtschaftsgebäude und entsprechend genutzte Gebäudeteile diesen 
Verwendungszweck durch bauliche Änderungen, so gilt dies als Vergrößerung der Baumasse im Ausmaß der 
Hälfte, im Fall von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe im Ausmaß von drei Vierteln, der tatsächlichen 
Baumasse. Als Vergrößerung der Baumasse nach Abs. 1 gilt weiters eine Änderung des Verwendungszweckes 
von Gebäuden, für die eine Anschlussgebühr nach Abs. 2 bisher nicht entrichtet wurde. 

(5) Die Anschlussgebühr beträgt einmalig 6,77 Euro pro Kubikmeter umbautem Raum. 
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(6) Der Gebührenanspruch entsteht mit dem tatsächlichen Anschluss des Grundstücks an die gemeindeeigene 
Kanalisationsanlage, im Fall von baulichen Erweiterungen auf einem bereits angeschlossenen Grundstück mit der 
Vollendung des entsprechenden Bauvorhabens. Als tatsächlich angeschlossen gilt ein Grundstück ab erstmaliger 
Benützbarkeit des Kanals. 

§ 3 

Erweiterungsgebühr 

(1) Als Bemessungsgrundlage für die Erweiterungsgebühr gilt § 2 Abs. 1 und 2 sinngemäß. 

(2) Die Erweiterungsgebühr beträgt einmalig 0,72 Euro pro Kubikmeter umbauter Raum. 

§ 4 

Laufende Gebühr 

(1) Die laufende Gebühr bemisst sich nach dem mittels Wasserzähler gemessenen Wasserverbrauch und 
beträgt 2,69 Euro pro Kubikmeter. 

(2) Der Gebührenanspruch entsteht mit der Benützung der gemeindeeigenen Kanalisationsanlage. 

(3) Die laufende Gebühr ist jeweils zum 15.10. jeden Jahres vorzuschreiben. 

§5 

Freimengen 

(1) Für Objekte mit Viehhaltung wird für die Kanalbenützungsgebühr je Großvieheinheit ein 
Wasserverbrauch von 14 Kubikmeter pro Jahr freigestellt. Die Großvieheinheiten werden nach den Richtlinien der 
Landeslandwirtschaftskammer errechnet (nach dem jeweiligen Ergebnis der letzten Viehzählung).  
Für Gemüsebauern werden 15m³ pro gemeldeten Hektar Feldgemüsebau im Gemeindegebiet in Abzug gebracht. 
Pro Bewohner solcher Objekte ist eine Mindestgebühr von jährlich 30m³ zu entrichten.  
(2) Ferner besteht bei landwirtschaftlichen Betrieben, welche von der öffentlichen Wasserversorgungsanlage der 
Gemeinde Ranggen versorgt werden, die in den Stallungen verbrauchte Wassermenge über einen Subzähler, zu 
erfassen. Der Einbau und die Verwendung des Subzählers erfolgt unter Zugrundelegung der gültigen 
Wasserleitungsgebührenordnung, und der Wasserleitungsordnung der Gemeinde Ranggen, wobei folgende 
Voraussetzungen gelten:  

Über den Subzähler darf nur Frischwasser geleitet werden, welches ausschließlich zur Viehtränke, zur 
Stallreinigung verwendet wird, beziehungsweise Frischwasser, welches in die Güllegrube eingeleitet wird, wie 
Abwasser aus den Reinigungsprozessen der Milchkammern. 

Der Subzähler und der Montagebügel mit den Schrägsitzventilen sind von der Gemeinde Ranggen zu beziehen. 

Der Einbau erfolgt entweder von der Gemeinde Ranggen oder durch ein hierfür konzessioniertes Unternehmen, in 
diesem Fall ist der Subzähler von der Gemeinde Ranggen mittels eines Abnahmeprotokolls abzunehmen. Die 
Verbrauchsmessung gilt ab Beginn des dem Einbau folgenden Kalenderjahrs. 

§ 6 

Gebührenschuldner 

Schuldner der Kanalbenützungsgebühren ist der Eigentümer des an die gemeindeeigene Kanalisationsanlage 
angeschlossenen Grundstücks. 

§ 7 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung Kanalgebührenordnung der 
Gemeinde Ranggen, 11.06.2007, kundgemacht vom 12.06.2007 bis 05.07.2007 außer Kraft. 

 
TGO-Pkt. 11:  Gebührenfestsetzung 2026 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig nachstehende Gebühren der 
Gemeinde Ranggen ab 01.01.2026: 

Grundsteuer A 500 v.H. des Messbetrages 

Grundsteuer B 500 v.H. des Messbetrages 

Kommunalsteuer 3 v. H. der Bemessungsgrundlage 

Hundesteuer € 72,00 pro Hund / ab 6 Wochen in der Gemeinde ist bereits 
der volle Betrag zu bezahlen. 

Erschließungsbeitrag 2,50 % des Erschließungsfaktors, € 246,- Erschließungsfaktor 

Ausgleichsabgabe gem. Tiroler Vekehrsaufschließungsabgabengesetz 

 

Friedhofsgebühren: 

Graberwerbsgebühr Einzelgrab  € 69,00  

Graberwerbsgebühr Doppel- u. Urnengrab  € 137,00  

jährliche Grabbenützungsgebühr Einzelgrab  € 19,00  

jährliche Grabbenützungsgebühr Doppel- u. Urnengrab  € 30,00  
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Öffnen u. Schließen eines Urnenerdgrabes inkl. Reinigung Kapelle  2 Facharbeiterstunden  

Öffnen u.Schließen einer Erdgrabstätte  Weiterverrechnung der Kosten  

Reinigung der Totenkapelle bei Nutzung einer Urnennische € 25,-- 

 

Dienstleistungen der Gemeinde: 

Facharbeiter Stundenlohn € 49,00 

Hilfsarbeiter Stundelohn € 36,00 

Traktorstunden Laut Maschinenringsatz 

Feuerwehreinsätze  Laut Tarifordnung des Ö. Bundesfeuerwehrverbandes 

 

Dienstleistungen vom Gemeindeamt: 

 Kopien    

Kopien schwarz/weiss A4 € 0,20/Kopie 

Kopien farbe A4 € 0,50/Kopie 

 

Kindergarten- und Kinderprippenentgelte, Mittagessen und Mittagsaufsicht: 

Kindergarten   

Alle Kindergartenkinder die vor dem 01.09. des Kalenderjahres 
das 4. Lebensjahr vollendet haben 

frei 

Für alle weiteren Kindergartenkinder monatlich € 50,00 

Mittagstisch für Kindergarten  täglich     €   6,80 

Kinderkrippe  

Zwei Tage pro Woche monatlich €   86,00 

Drei Tage pro Woche monatlich €  110,00 

Vier Tage pro Woche monatlich € 133,00 

Fünf Tage pro Woche monatlich € 157,00 

Mittagstisch für Kinderkrippe täglich      €  3,60 

 

Mittagsbetreuung für Kindkrippe, Kindergarten, Volksschule 

Mittagstisch für Volksschüler  täglich     €   7,2 

Tarif/Monat  Betreuung bis 17 Uhr Tarif/Monat 

1 Tag € 47 

2 Tage € 93 

3 Tage € 138 

4 Tage € 184 

5 Tage  € 230 

  

Tarif/Monat Betreuung bis 14 Uhr Tarif/Monat 

1 Tag € 17 

2 Tage € 32 

3 Tage € 49 

4 Tage € 64 

5 Tage  € 81 

 

Tarif/Monat Betreuung bis 13 Uhr Tarif/Monat 

1 Tag € 11 

2 Tage € 19 

3 Tage € 28 

4 Tage € 37 

5 Tage  € 47 

 

Ferienbetreuung für Kinderkrippe, Kindergarten, Volksschule 

Betreuung ohne Mittagstisch pro Tag bis 13 Uhr € 11 

Betreuung ohne Mittagstisch  pro Tag bis 14 Uhr € 14 

TGO-Pkt. 12: Bericht des Bürgermeisters 

• Bgm. Baumann berichtet, dass im Ortsteil Blachfeld 3 Kanaldeckel 
ausgetauscht werden. 

• Der Pächter vom Dorfcafe hat seine Kündigung eingebracht. Eine 
Ausschreibung zur Neuverpachtung soll demnächst erfolgen. 

• Bgm. Berichtet von verschiedenen stattgefundenen Veranstaltungen wie 
Kirchenabschlusskonzert, Adventbasar, Krippenausstellung, Adventfenster 

usw. welche allesamt sehr gut angenommen wurden. 
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• Bgm. Baumann berichtet, dass die Bäuerinnen gemeinsam mit den Schützen 
den Nikolauseinzug wieder aufleben ließen. 

• Die Veranstaltung „Blachfelder Adventstimmung“ hat auch wieder 
stattgefunden und wurde sehr gut besucht. 

• Am Wiesenweg wurde ein Oberflächenwasserkanalrohr ausgetauscht. 

• In der Gemeinde Ranggen haben Frau Mag. Cecylia Macina (Fußpflege) und 

Herr Christoph Plunser (Holzbau) erfolgreich die Meisterprüfung abgelegt. 

• Herr Peter Scheiring hat einen Planvorschlag zur optimierten Anordnung der 

Container am Recyclinghof übermittelt. Da ein regionaler Bauhof geplant ist 
und die konkreten Details hierzu noch abzuwarten sind, ist eine Umsetzung 

bzw. Veränderung zum jetzigen Zeitpunkt verfrüht. 

• In der Volksschule ist eine Kanalverstopfung aufgetreten und muss nun 

gereinigt werden. 

TGO-Pkt. 13: Anfragen, Anträge und Allfälliges  
Keine Wortmeldungen 

TGO-Pkt. 14: Tarifordnung Feuerwehr (aufgenommen) 
Die "Feuerwehr Tarifordnung legt die Kosten für Feuerwehreinsätze fest, die über 
die Grundversorgung hinausgehen (z.B. bei Veranstaltungen), geregelt durch das 

Landes-Feuerwehrgesetz 2001 und beschlossen von den Gemeinden. Sie regelt 
Stundensätze für Personal (Mannschaft), Fahrzeuge, Geräte und Ausrüstung 

(z.B. Atemschutz.  
Der Gemeinderat beschließt einstimmig vorliegende Tarifordnung 2023 – 

Tarifposten in der Fassung 01.01.2026. 

TGO-Pkt. 15: Freizeitwohnsitzverordnung (aufgenommen)  
Der Gemeinderat beschließt einstimmig folgende Verordnung über die Erhebung 

von Freizeitwohnsitzabgabe: 
12. Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ranggen vom 15.12.2025 über die Festlegung 
der Höhe der Freizeitwohnsitzabgabe 

Aufgrund des § 4 Abs. 3 des Tiroler Freizeitwohnsitz- und Leerstandsabgabegesetzes, LGBl. Nr. 86/2022, 
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 38/2025, wird verordnet: 

Festlegung der Abgabenhöhe der Freizeitwohnsitzabgabe 

Die Gemeinde Ranggen legt die Höhe der jährlichen Freizeitwohnsitzabgabe einheitlich für das gesamte 
Gemeindegebiet 

a) bis 30 m2 Nutzfläche mit 265,00 Euro, 

b) von mehr als 30 m2 bis 60 m2 Nutzfläche mit 529,00 Euro, 

c) von mehr als 60 m2 bis 90 m2 Nutzfläche mit 772,00 Euro, 

d) von mehr als 90 m² bis 150 m² Nutzfläche mit 1.102,00 Euro, 

e) von mehr als 150 m2 bis 200 m2 Nutzfläche mit 1.543,00 Euro, 

f) von mehr als 200 m2 bis 250 m2 Nutzfläche mit 1.983,00 Euro, 

g) von mehr als 250 m2 Nutzfläche mit 2.424,00 Euro 

fest. 

§ 2 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Höhe der 
Freizeitwohnsitz- und Leerstandsabgabe beschlossen am 19.12.2022, kundgemacht vom 21.12.2022 bis 
17.01.2023 außer Kraft. 

 
g.g.g. Die Schriftführer Die Gemeinderäte  Der Bürgermeister 

 


